
 
Kleine Anfrage 
der Abg. Hoffmann, Schäfer-Gümbel  
und Siebel (SPD) vom 29.08.2005 
betreffend 7. Rahmenprogramm für Forschung, technologische  
Entwicklung und Demonstration für den Zeitraum 2007 bis 2013 
und  
Antwort  
des Ministers für Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung  
 
 
 
Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem Minister für 
Wissenschaft und Kunst wie folgt: 
 
Frage 1. Welche Institutionen, Organisationen, Verbände und/oder Vereine hat die Landes-

regierung zur Entwicklung einer gemeinsamen hessischen Position zum 7. Rah-
menprogramm für Forschung, technologische Entwicklung und Demonstration 
eingeladen? 

 
Die Vorschläge der Europäischen Kommission zum 7. Rahmenprogramm 
für Forschung, technologische Entwicklung und Demonstration wurden am 
6. April 2005 veröffentlicht. Die Hessische Landesvertretung in Brüssel hat 
mit Schreiben vom 7. April 2005 
- 12 Hochschulpräsidenten, 
- 13 EU-Referenten an den Hochschulen, 
- 27 Leiter der 27 hessischen Forschungsinstitute, 
- 5 Unternehmerverbände, 
- 11 Industrie- und Handelskammer-Präsidenten, 
- 3 Handwerkskammer-Präsidenten sowie die 
- Arbeitsgemeinschaften der Industrie- und Handelskammern sowie der 

Handwerkskammern 
angeschrieben. In diesem Schreiben lädt die Hessische Landesregierung die 
Adressaten ein, Anregungen und/oder Kritik zu dem Vorschlag der Europäi-
schen Kommission bis Mitte Juli 2005 an die Landesvertretung in Brüssel zu 
übersenden, um für den Diskussionsprozess zum 7. Rahmenprogramm eine 
gemeinsame hessische Position zu entwickeln.  
 
Die Landesregierung hat diesen Weg gewählt, um über die Stellungnahme 
des Bundesrats zum 7. Rahmenprogramm hinaus auch eine Rückmeldung 
der Anwender des Programms in der Praxis zu erhalten. 
 
Frage 2. Wann und in welchem Rahmen soll diese gemeinsame Position abschließend 

formuliert werden? 
 
Insgesamt hat es drei Stellungnahmen im Rücklauf gegeben, und zwar von 
- dem Institut für sozial-ökologische Forschung ISOE, 
- der Arbeitsgemeinschaft der hessischen Industrie- und Handelskammern, 
- und der Handwerkskammer Rhein-Main. 
 
Bei der Auswertung der Stellungnahmen wurde festgestellt, dass die Inhalte 
im Wesentlichen mit den Forderungen aus dem Bundesratsbeschluss (Bun-
desdrucks. 273/05 vom 27. Mai 2005 - siehe Anlage 1) übereinstimmen. 
Dabei geht es schwerpunktmäßig um die Steigerung der Beteiligung von 
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kleinen und mittleren Unternehmen (KMU), die Anpassung der thematischen 
Prioritäten an die industrie- und gesellschaftspolitischen Erfordernisse und 
die Entbürokratisierung der Verfahren. 
 
Vonseiten der Landesregierung wird eine Erarbeitung einer gesonderten 
hessischen Position zum 7. Rahmenprogramm nunmehr als nicht sinnvoll 
angesehen. Erstens ist der Rücklauf nicht repräsentativ, da er nicht das ge-
samte Spektrum der Anwender abdeckt, und zweitens wurden wesentliche 
Aspekte der Anmerkungen aus dem Rücklauf bereits durch den gemeinsa-
men Bundesratsbeschluss abgedeckt. Der Bundesrat erscheint insoweit auch 
als das geeignete Gremium, um in einer gemeinsamen Stellungnahme den 
Standpunkt der deutschen Bundesländer, der vielfach aufgrund der gleich 
gelagerten Schwierigkeiten in der administrativen Umsetzung der EU-
Vorgaben einvernehmlich gefunden wird, Schlagkraft und Gehör auf der 
bundes- und der europapolitischen Ebene zu verleihen. Andere Bundesländer 
nehmen daneben und darüber hinaus im Wesentlichen ebenfalls nicht zur 
EU-Forschungspolitik Stellung. Darüber hinausgehende Anmerkungen aus 
dem Rücklauf zu genannter Umfrage werden in die noch laufende Diskus-
sion zum 7. Rahmenprogramm vor Ort in Brüssel bspw. im Rahmen von 
Veranstaltungen gegenüber Vertretern der Europäischen Kommission bzw. 
des Europäischen Parlaments eingebracht. 
 
Zudem wurde den Institutionen, die eine Stellungnahme erarbeitet hatten, 
die Möglichkeit eröffnet, an einem Konsultationsverfahren der Europäischen 
Kommission zum 7. Rahmenprogramm teilzunehmen. Dabei wurde deutlich, 
dass sich der DIHK bereits als Dachverband in das Konsultationsverfahren 
bei der Europäischen Kommission eingebracht hatte. Diese Möglichkeit 
wurde auch von dem Institut für sozial-ökologische Forschung wahrgenom-
men. Die Handwerkskammer Rhein-Main plante ebenfalls die Beteiligung an 
dem Verfahren. Dieses Verfahren endete am 31. August 2005. 
 
Frage 3. In welcher Weise wird der Landtag bei der Entwicklung dieser Position beteiligt? 
 
Die Landesregierung ist bereit, den Hessischen Landtag jederzeit auf seinen 
Wunsch hin über Einzelheiten und Entwicklungen des 7. Forschungsrah-
menprogramms zu informieren. 
 
Frage 4. Wie bewertet die Landesregierung das derzeitige 6. Rahmenprogramm insgesamt 

und hinsichtlich 
 a) der Verfahren, 
 b) der Schwerpunkte sowie  
 c) der Beteiligung von KMU und/oder Hochschulen? 
 
Zu a: 
Das 6. Rahmenprogramm 2002 bis 2006 (6. FRP) setzte bereits zum Start 
darauf an, die Ziele des so genannten Lissabonprozesses umzusetzen. Die 
Struktur des Förderrahmens und die Auswahl der thematischen Prioritäten 
sind im 6. FRP stärker auf Produktnähe des Forschungsergebnisses und auf 
seine Markteintrittsfähigkeit ausgerichtet worden. Weniger und größere 
Projektverbünde bündeln eine volkswirtschaftlich kritische Masse an Kon-
sortialpartnern, die zu ausgewählten Spitzenthemen des internationalen 
Technologiewettbewerbs forschen. Hauptneuerung im Förderverfahren ist 
ein Projekttypus, das Integrierte Projekt (IP). Große Verbünde aus zum Teil 
15 Partnern und mehr bilden eine Forschungsplattform zu einem zentralen 
Technologiebereich - etwa die Optimierung der  Wasserstofflagerung und  
-infrastruktur für Brennstoffzellenfahrzeuge - und bündeln Wertschöpfungs-
kapazitäten der Teilnehmer von 20 Mio. € und mehr, um in zahlreichen von 
der EU kofinanzierten Unterprojekten riskante Technologien für ganze 
Branchen umfassend voranzubringen.  
 
Obwohl IPs im Marimon-Report - einer Halbzeitevaluation des 6. Rahmen-
programms - als wirksame Projektform der transnationalen Forschungsför-
derung gewertet wurden, die im 7. FRP fortgesetzt werden, ist auch Kritik 
an diesen Großinstrumenten angebracht. Die IP gestalten sich als hochgradig 
aufwendig in der Antragsvorbereitung, bei nach wie vor stark überzeichne-
ten Ausschreibungen in den einzelnen thematischen Programmen ist der 
volkswirtschaftliche Schaden für alle nicht erfolgreichen Anträge groß. So 
stellte auch der Bundesrat in Drucks. 335/04 (Beschluss) vom 14. Mai 2004 
fest, "dass die "Neuen Instrumente" die an sie geknüpften Erwartungen nicht 
erfüllt haben. Neben unklarer Zielsetzung und Struktur ist der administrative 
und finanzielle Aufwand für Exzellenznetzwerke und Integrierte Projekte zu 
hoch." Zudem ist die Planungssicherheit der Antragsteller aufgrund unter-
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schiedlicher Verfahren in unterschiedlichen Direktionen nicht gegeben und 
schreckt daher von erneuten Antragsversuchen ab. Außerdem gibt es einen 
nur unstrukturierten Zugang für KMU, die KMU-Beteiligung an IP ist dem-
nach zu gering. Der Vorschlag der EU-Kommission zum 7. Rahmenpro-
gramm sieht daher eine umfassende Vereinfachung der Antragsverfahren und 
der Projektabwicklung vor. Diese wird von Hessen im Rahmen des Bundes-
ratsbeschlusses vom 27. Mai 2005, BR-Drucks. 273/05 (siehe Nr. 26) zum 
Vorschlag, ausdrücklich befürwortet. 
 
Die Projektform des Specific Targeted Research Project (STREP) bündelt 
Forschungspartner in kleinerem Rahmen, fokussiert auf spezifische Lösun-
gen für Technologieprobleme. Darin sind vor allem auch KMU und For-
schungseinrichtungen erfolgreich (siehe Punkt 5) Das STREP wird im 7. 
Rahmenprogramm fortgesetzt und erweitert und dient der vielfältigen Spit-
zenforschung jenseits der Verbundforschung. Dies wird begrüßt (siehe Nr. 
20 des Beschlusses vom 27. Mai 2005). 
 
Zu b: 
Die thematischen Schwerpunkte des 6. RP erfassen alle wettbewerbsrelevan-
ten Technologiethemen, inklusive der Nanotechnologien im Bereich Werk-
stoffe und Produktion. Die hessischen Hochschulen und Unternehmen kön-
nen bzw. konnten sich in die Schwerpunkte einbringen. Probleme, was die 
Schwerpunkte betrifft, wurden nicht vorgebracht. 
 
Zu c: 
Im 6. FRP gelingt es kaum, die avisierten 15 v.H. der Gesamtbudgetrahmen 
für KMU in Projekten zu binden. Dies trifft für Hessen als auch für das 
Gesamtprogramm zu. Problematisch scheinen einmal der Zugang zu größe-
ren Verbundprojekten und zum anderen die Mobilisierung der KMU, sich zu 
beteiligen. In dem wichtigsten Programm zur Beteiligung von KMU, 
CRAFT (Cooperative Research Action for Technology), ist das IRC Hessen 
bereits regionaler Partner der nationalen Kontaktstelle des BMWA. Im 
Rahmen der Dienstleistungen dieser Kontaktstelle konnte das IRC 2002 und 
2003 erfolgreich CRAFT-Projekte für Koordinatoren aus Hessen einwerben.  
 
Auf die aktuelle Beteiligung der hessischen Hochschulen am 6. FRP wird zu 
Frage 5 näher eingegangen. Ziel der Landesregierung ist es, durch verschie-
dene Maßnahmen, insbesondere auch Informationsvermittlung, die Mittel-
einwerbung der Hochschulen im 6. FRP weiter zu verbessern. Daher wurde 
am 19. Januar 2005 auf Einladung des Wissenschaftsministers in Koopera-
tion mit der Vertretung des Landes Hessen bei der Europäischen Union eine 
Informationsveranstaltung für die Präsidenten der hessischen Hochschulen 
durchgeführt. Die Veranstaltung war mit dem Besuch verschiedener Brüsse-
ler Institutionen wie des Europäischen Parlaments und der EU-Kommission 
verbunden und vermittelte so einen guten Eindruck in die Arbeitsweise der 
EU sowie in die Möglichkeiten der Einflussnahme und Nutzung von Förder-
programmen. Speziell zur im 6. Forschungsrahmenprogramm geförderten 
Nanotechnologie organisierte die Hessische Landesvertretung mit dem 
HMWK einen Abendempfang, der den Präsidenten und den anwesenden 
hessischen Hochschulvertretern die Präsentation hessischer Schwerpunkte 
ebenso wie ein Kennenlernen der Ansprechpartner auf EU-Ebene ermöglich-
te. Die rege Teilnahme des Brüsseler Fachpublikums bewirkte einen Aus-
tausch, der hessischen Projekten unmittelbar zugute kommt.  
 
Die Beteiligung der KMU an den Forschungstätigkeiten des 6. Rahmenpro-
gramms insgesamt ist in Anbetracht ihrer Rolle bei der innovativen Produkt-
entwicklung von entscheidender Bedeutung. Sie leisten einen wesentlichen 
Beitrag zur Entwicklung und Pflege neuer Technologien und für deren wirt-
schaftliche Nutzung. Die KMU spielen daher als Wissens- und Technolo-
gienanbieter sowie ebenfalls als Anwender eine wesentliche Rolle für die 
Marktdurchdringung neuer Technologien. 
Wie die ersten Aufforderungen zur Antragseinreichung in fast allen themati-
schen Bereichen gezeigt haben, brauchen KMU mehr Zeit, um sich auf die 
im 6. FRP eingeführten Änderungen und vor allem auf die neuen Instrumen-
te einzustellen. Deshalb werden in der Vorbereitung zum 7. Rahmenpro-
gramm Maßnahmen geprüft, die noch verbleibende Hindernisse für die 
KMU-Beteiligung beseitigen helfen: 
Es soll erreicht werden, dass auf den Gebieten, auf denen KMU die Haupt-
innovationskraft darstellen, ihre Beteiligung an Projekten auch dieser Rolle 
gerecht wird. Das Verhältnis zwischen den herkömmlichen Unterstützungs-
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instrumenten des Rahmenprogramms und den neuen, mit dem 6. FRP einge-
führten Instrumenten wird für jedes Gebiet überarbeitet. So sollen, wie 
schon erwähnt, STREPS ausgebaut werden, die von forschungsintensiven 
KMU bevorzugt werden, sowie das Angebot von IPs speziell und aus-
schließlich für KMU-Konsortien ausgebaut werden. 
 
Frage 5. Welche Projekte in Hessen werden im Bereich des 6. Rahmenprogramms geför-

dert? 
 
Hochschulen: 
Im Bereich der Hochschulen konnte aufgrund der Anbindung an das Hessi-
sche Ministerium für Wissenschaft und Kunst (HMWK) eine Umfrage für 
den Bereich der staatlichen Institutionen durchgeführt werden, die Auf-
schluss über die Beteiligung am 6. FRP gibt. Von den EU-Forschungs-
referaten wurden aktuell insgesamt mehr als 150 Projektbeteiligungen ge-
meldet, die Ausschreibungen innerhalb des 6. FRP und daran angebundene 
Aktionsprogramme betreffen. Davon waren in 18 Fällen die hessischen 
Hochschulen sogar als Koordinator großer Konsortien tätig. Details können 
den als Anlage 2 beigefügten Tabellen entnommen werden. Private Einrich-
tungen sind in den Tabellen nicht erfasst. 
 
Unternehmen: 
Eine Umfrage wie für die Hochschulen konnte bei den von hessischen Lan-
desstellen beratenen Unternehmen aus Gründen der Geheimhaltungsverein-
barung nicht durchgeführt werden. Seit 2001 führte die EU-Förderberatung 
des Landes, angesiedelt bei der Hessen Agentur GmbH (ehemals Technolo-
gieStiftung Hessen GmbH), zusätzlich zu eigenen Bemühungen hessischer 
Antragsteller zu einem Rückflussvolumen von über 2,5 Mio. € für hessische 
Unternehmen und Forschungseinrichtungen in EU-Kooperationsprojekten. 
Beispielhaft führte die Initiierung eines Projektantrags durch die Wirtschafts-
förderung des Landes zu einem erfolgreichen Integrierten Projekt:  
 
Mithilfe der Beratung durch das IRC-Hessen/Rheinland-Pfalz und Hessen-
Umwelttech gelang 2003 eine erfolgreiche Platzierung eines EU-
Projektantrags aus der hessischen Netzwerkinitiative Wasserstoff und Brenn-
stoffzellen Initiative Hessen e.V. Das Integrierte Projekt "Lombardia and 
Rhein Main towards zero emission: Development and Demonstration for 
Infrastructure Systems for Hydrogen as an alternative motor fuel" startete im 
November 2004 unter der Koordination von Infraserv Hoechst und bindet 
7,5 Mio. € Fördermittel für eine Laufzeit von fünf Jahren. Das Projekt ist 
automatisch Teil der seit Beginn 2004 existierenden Europäischen Technolo-
gieplattform. Zusätzlich sind ein Firmenmitglied der Initiative Hessen e.V. 
sowie eine weitere Firma mit Muttersitz in Hessen Mitglied der Advisory 
Group in der ETP und damit in der strategischen Führung der Plattform 
angesiedelt. 
 
Die Abteilung Europaberatung der Hessen Agentur hat für das Land Hessen 
das EU-Projekt "OMNINET - Opto-Micro-Nano Innovative Network Ex-
ploiting Transversality" eingeworben, welches im Rahmen der EU-
Ausschreibung Innov-6 zur Leitlinie "Entrepreneurial Innovation: networ-
king the players and users"  beantragt worden war. Derzeit finden die Ver-
tragsverhandlungen mit der EU-Kommission statt. Das Projekt hat eine 
Laufzeit von 30 Monaten.  
Es handelt sich um ein Projekt zu Clustern im Bereich der optischen Tech-
nologien. Hier sind die Konvergenzen in neuen Technologiefeldern beson-
ders vielschichtig. Das Konsortium besteht aus insgesamt 14 Agenturen und 
optischen Clustern in Frankreich, Finnland, Polen, Rumänien und Schott-
land. In Hessen konnte zusätzlich der Businesscluster OPTENCE e.V. ein-
gebunden werden. Er erhält ebenfalls eine Förderung der EU im Rahmen 
des Projekts und ist die gesamte Laufzeit des Projekts aktiv eingebunden. 
Beide Partner zusammen werben 114.000 € Förderung der EU ein. 
 
Die Hessen Agentur hat als Konsortialführer mit dem Automotive Cluster 
Rhein-Main-Neckar und dem Regionalmanagement Nordhessen - gemeinsam 
mit Vertretern der Niederlande und Sloveniens sowie der Regionen Haute-
Normandie und Wielpolska - das Projekt TCAS (Transnational Clustering in 
the Automotive Sector) bei der EU-Kommission eingereicht und jetzt den 
Zuschlag erhalten. Mit der erfolgreichen Antragstellung im Wettbewerbsver-
fahren gegen mehr als 100 Mitbewerber aus ganz Europa hat sich das hes-
sisch geführte Konsortium durchsetzen können. Der Verbund sieben führen-
der europäischer Automotive-Cluster wird von der Europäischen Union im 
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Rahmen des 6. Forschungsrahmenprogramms mit insgesamt 1 Mio. € unter-
stützt. Von der Gesamtprojektsumme entfallen fast 400.000 € auf die hessi-
schen Beteiligten. 
 
Frage 6. Wie wird das 6. Rahmenprogramm allgemein durch die landesspezifische For-

schungs- und Technologiepolitik begleitet? 
 
Frage 7. Wie werden die aufgeführten Projekte konkret durch die landesspezifische For-

schungs- und Technologiepolitik gefördert?   
 
Es wird davon ausgegangen, dass sich die Fragesteller bei Frage 7 auf Frage 
5 beziehen. 
 
Seit Jahren bietet das Land Hessen in seinen Wirtschaftsförderungseinrich-
tungen (IBH, TSH, Hessen Agentur GmbH) eine Beratungsdienstleistung 
speziell für die EU-Forschungs- und Technologieförderung an. Ziel der 
Beratungsstelle - derzeit angesiedelt in der Europaabteilung der Hessen  
Agentur GmbH - ist es, die Teilnahme von Unternehmen - insbesondere von 
KMU - an europäischen Fördermaßnahmen in allen thematischen Program-
men zu erleichtern. Dies geschieht mit einer umfassenden Betreuung, von 
der Erstanalyse des Vorhabens und der eventuellen Suche zusätzlicher Part-
ner für ein Konsortium bis zur laufenden Antragsbegleitung und Antragsein-
reichung. 
 
Die Landesregierung fördert die Arbeit zur EU-Förderberatung in der Hes-
sen Agentur mit einem entsprechend hohen Anteil durch Zuwendungen aus 
dem Technologiehaushalt. Die Hessen Agentur kann damit ihr Bemühen, 
kleine und mittlere Unternehmen in den europäischen Technologietransfer 
einzubinden, auf einer soliden finanziellen Basis durchführen. 
 
Dabei erfolgt eine Kooperation mit existierenden Einrichtungen des Landes 
Hessen und des Bundes mit ihren Kompetenzen und Ressourcen, wie z.B.: 
- Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung, 
- Hessisches Ministerium für Wissenschaft und Kunst, 
- Hessische Staatskanzlei, 
- EU-Verbindungsbüro für Forschung und Technologie/ Innovation Relay 

Center (IRC), 
- Euro Info Centre, 
- die Aktionslinien der Technologieberatung in der Hessen Agentur, 
- Multimedia Support Center MMSC, 
- die Regionalen Technologieberater (RTB) des TechnologieTransfernetz-

werks Hessen (TTN) in den Industrie- und Handelskammern, 
- Projektträger des BMBF zu den einzelnen Programmen (Nationale Kon-

taktstellen), 
- AIF (Arbeitsgemeinschaft industrieller Forschungseinrichtungen). 
 
Das Netzwerk Europainfo Hessen 
Seit 1999 kooperieren acht hessische Beratungs- und Fördereinrichtungen im 
NETZWERK EUROPAINFO HESSEN, um hessische Unternehmen zu 
Fördermaßnahmen der Europäischen Union zu beraten und über aktuelle 
Entwicklungen, z.B. im Bereich des Binnenmarkts, bei der EU-Gesetz-
gebung oder im Öffentlichen Auftragswesen zu informieren. Hessische Un-
ternehmen werden so "aus einer Hand" beraten und werden bei Bedarf 
schnell und unbürokratisch an den richtigen Ansprechpartner weitergeleitet.  
 
Netzwerkmitglieder sind:  
Euro Info Centre EIC (IBH),  
EIC GEBI im DG Verlag, 
Europabüro der Stadt Frankfurt am Main, 
EIC Kassel, 
IRC Hessen/Rheinland-Pfalz, 
Hessische Staatskanzlei, 
Europäisches Informationszentrum EZ Darmstadt. 
 
Die Hochschulen begleiten die Einwerbung von EU-Mitteln im 6. Forschungs-
rahmenprogramm auf vielfältige Weise. Die EU-Förderberatung der hessi-
schen Universitäten erfolgt in den Forschungsreferaten bzw. -dezernaten, an 
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den Fachhochschulen gibt es entsprechende Zuständigkeiten. Unterstützt 
werden die Forscher während der gesamten zeitlichen Abfolge eines Projek-
tes, beginnend mit Informationen zu Ausschreibungen, Partnerbeteiligungen, 
über die Beratung in den verschiedenen Stufen der Antragstellung, ein-
schließlich Kostenkalkulation, der Gestaltung der Konsortialverträge bis hin 
zur administrativen Betreuung der Fördergelder und den entsprechenden 
Verwendungsnachweisen.  
 
Wiesbaden, 10. November 2005  

Dr. Alois Rhiel 
 
 
Die Anlagen können in der Bibliothek 
des Hessischen Landtags eingesehen  
oder im Internet im Dokumentenarchiv  
(www.Hessischer-Landtag.de) abgerufen  
werden.  
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